
Es ist schwerer, Gefühle, die man hat, zu verbergen, als solche, die man nicht hat, zu heucheln. 
François VI. de La Rochefoucauld; 1613 – 1680, französischer Moralist, Aphoristiker 
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1.  Mindestlohn steigt 2019 und 2020 stufenweise  

 
Die Mindestlohn-Kommission entscheidet alle zwei Jahre über die Höhe des Mindestlohns. Sie wägt 

ab, ob er den Beschäftigten einen angemessenen Mindestschutz bietet, faire Wettbewerbsbedingungen 

ermöglicht und die Beschäftigung nicht gefährdet.  

 
Die Mindestlohnkommission empfiehlt zum 1.1.2019 den Mindestlohn von 8,84 € auf 9,19 € und zum 

1.1.2020 auf 9,35 € brutto je Zeitstunde anzuheben.  

 
Bitte beachten Sie die Aufzeichnungspflichten! Arbeitgeber in bestimmten Branchen sind verpflich-

tet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis 

zum Ablauf des siebten auf den Tag des der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages aufzuzeichnen 

und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre aufzubewahren. Das gilt entsprechend für Entleiher, 

denen ein Verleiher Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung überlässt. 

 
Die Aufzeichnungspflicht gilt grundsätzlich für alle Minijobber sowie Arbeitnehmer im Bau-, Gaststät-

ten- und Beherbergungs-, im Personenbeförderungs-, Speditions-, Transport- und damit verbundenen 

Logistikgewerbe, im Gebäudereinigungs- und Schaustellergewerbe, bei Unternehmen der Forstwirt-

schaft, bei Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen beteiligen, sowie 

in der Fleischwirtschaft. 

 
Erleichterte Aufzeichnungspflichten gelten für Arbeitnehmer mit ausschließlich mobilen Tätigkeiten, 

die keinen Vorgaben zu Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit unterliegen und die sich ihre tägli-

che Arbeitszeit eigenverantwortlich einteilen – wie z. B. Zeitungszusteller und Kurierdienste.  

 
Die Dokumentations- und Meldepflichten gelten nicht für Arbeitnehmer, deren regelmäßiges Monats-

entgelt brutto mehr als 2.958 € beträgt und bei im Betrieb des Arbeitgebers arbeitenden Ehegatten, ein-

getragenen Lebenspartnern, Kindern und Eltern des Arbeitgebers. 

 
Anmerkung: Der Zoll kontrolliert, ob Arbeitgeber den Mindestlohn einhalten. Nach dem Gesetz kann 

die Geldbuße bei Nichteinhalten des Mindestlohns bis zu 500.000 € betragen. Wer die Arbeitszeiten als 

Arbeitgeber nicht ordentlich dokumentiert, kann mit bis zu 30.000 € bestraft werden. Des Weiteren ist 

ein Ausschluss des Unternehmens von der Vergabe öffentlicher Aufträge möglich. Damit der Mindest-

lohn nicht unterlaufen wird, soll es mit dem Bundeshaushalt für 2019 deutlich mehr Stellen beim Zoll 

geben. 

 

 
2. Referentenentwurf zum Familienentlastungsgesetz 

 
Durch das Familienentlastungsgesetz vom 27.6.2018 will die Bundesregierung Familienleistungen bei 

der Bemessung der Einkommensteuer angemessen berücksichtigen. 

 
Um dies zu erreichen, soll das Kindergeld pro Kind ab 1.7.2019 um 10 € pro Monat erhöht werden. Es 

beträgt dann für das erste und zweite Kind je 204 €, für das dritte Kind 210 € und für jedes weitere 

Kind 235 € im Monat. Entsprechend steigt der steuerliche Kinderfreibetrag (2019: 2.490 € je Elternteil, 

VZ 2020: 2.586 € je Elternteil). Hinzu kommt noch ein sog. Betreuungsfreibetrag in Höhe von 1.320 € 

je Elternteil pro Jahr.  

 
Der Grundfreibetrag soll für die Veranlagungszeiträume 2019 von 9.000 € auf 9.168 € und 2020 auf 

9.408 € angehoben werden.  Zum Ausgleich der kalten Progression ist eine Verschiebung der Eckwerte 

des Einkommensteuertarifs vorgesehen.  

 

 



3. Gesetzentwurf zur Beitragsentlastung der Versicherten in der gesetzlichen  

 Krankenversicherung 
 

In einem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Beitragsentlastung der Versicherten in der gesetzli-

chen Krankenversicherung sind u. a. folgende Maßnahmen vorgesehen: 

 

 Ab dem 1.1.2019 sollen die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung wie auch der bisherige 

Zusatzbeitrag in gleichem Maße – also je zur Hälfte – von Arbeitgebern und Beschäftigten getragen 

werden.  

 Für hauptberuflich selbstständige Kleinunternehmer soll ab dem 1.1.2019 die Grundlage zur Bemes-

sung des Mindestbeitrags halbiert werden. Das würde im Jahr 2018 einer Mindestbeitragsbemes-

sungsgrundlage von monatlich 1.141,88 € (anstatt 2.283,75 €) entsprechen, was einen durchschnitt-

lichen Mindestbeitrag von monatlich 171,28 € bedeuten würde.  

 Laut den Planungen sind für die Finanzreserven der Krankenkassen gesetzlich definierte Höchst-

grenzen vorzusehen und Abbaumechanismen zu schaffen, damit überschüssige Mittel der Gesund-

heitsversorgung zugeführt und die Zusatzbeiträge stabilisiert beziehungsweise gesenkt werden kön-

nen. 

 

 

4. Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit von Nachzahlungszinsen 
 

Führt die Festsetzung der Einkommen-, Körperschaft-, Umsatz- oder Gewerbesteuer zu Steuernachfor-

derungen oder Steuererstattungen, sind diese per Gesetz zu verzinsen. Der Zinslauf beginnt 15 Monate 

nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden ist. Für nachzuzahlende oder zu erstat-

tende Steuer betragen die Zinsen für jeden vollen Monat 0,5 %, im Jahr also 6 %. 

 

Die Verzinsung ist unabhängig von einem Verschulden des Finanzamts oder des Steuerpflichtigen. 

Zweck der Regelungen ist es, einen Ausgleich dafür zu schaffen, dass die Steuern bei den einzelnen 

Steuerpflichtigen zu unterschiedlichen Zeitpunkten festgesetzt und fällig werden. Mithilfe der sog. 

Vollverzinsung sollen Liquiditätsvorteile, die dem Steuerpflichtigen oder dem Fiskus aus dem verspäte-

ten Erlass eines Steuerbescheides objektiv oder typischerweise entstanden sind, ausgeglichen werden. 

Allein bei der steuerlichen Betriebsprüfung vereinnahmte der Fiskus im Bereich der Zinsen in den letz-

ten Jahren mehr als 2 Mrd. €. 

 

Nunmehr zweifelt der Bundesfinanzhof (BFH) an der Verfassungsmäßigkeit von Nachzahlungszinsen 

für Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2015. Mit Beschluss vom 25.4.2018 gewährte er daher in einem 

summarischen Verfahren Aussetzung der Vollziehung. Nach seiner Auffassung bestehen im Hinblick 

auf die Zinshöhe für Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2015 schwerwiegende Zweifel an der Verfas-

sungsmäßigkeit. Der gesetzlich festgelegte Zinssatz überschreitet den angemessenen Rahmen der wirt-

schaftlichen Realität erheblich, da sich zwischenzeitlich ein niedriges Marktzinsniveau strukturell und 

nachhaltig verfestigt hat. 

 

Eine sachliche Rechtfertigung für die gesetzliche Zinshöhe besteht bei der gebotenen summarischen 

Prüfung nicht. Aufgrund der auf moderner Datenverarbeitungstechnik gestützten Automation in der 

Steuerverwaltung könnten Erwägungen wie Praktikabilität und Verwaltungsvereinfachung einer Anpas-

sung der seit dem Jahr 1961 unveränderten Zinshöhe an den jeweiligen Marktzinssatz oder an den Ba-

siszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht mehr entgegenstehen. Die realitätsferne Bemessung der 

Zinshöhe wirkt in Zeiten eines strukturellen Niedrigzinsniveaus wie ein rechtsgrundloser Zuschlag auf 

die Steuerfestsetzung. 

 

Eine Schelte geht auch an den Gesetzgeber. Dieser ist im Übrigen von Verfassungs wegen gehalten zu 

überprüfen, ob die ursprüngliche Entscheidung des in der Abgabenordnung (AO) geregelten Zinssatzes 

auch bei dauerhafter Verfestigung des Niedrigzinsniveaus aufrechtzuerhalten ist oder die Zinshöhe 

angepasst werden muss. Das hätte er zwar selbst auch erkannt, aber gleichwohl bis heute nichts getan, 



obwohl er vergleichbare Zinsregelungen in der AO und im Handelsgesetzbuch dahin gehend geändert 

hat. 

 

 

5. Neue Regeln für Schuldzinsen bei Überentnahmen  
 

Betrieblich veranlasste Schuldzinsen sind steuerlich dann nicht abziehbar, sondern dem Gewinn wieder 

hinzuzurechnen, wenn die Entnahmen die Summe aus Gewinn und Einlagen übersteigen und damit sog. 

Überentnahmen vorliegen. Die Regelung beruht auf der Vorstellung, dass der Betriebsinhaber dem 

Betrieb bei negativem Eigenkapital nicht mehr Mittel entziehen darf, als er erwirtschaftet und eingelegt 

hat. Damit kommt es zu einer Einschränkung des Schuldzinsenabzugs für den Fall, dass der Steuer-

pflichtige mehr entnimmt, als ihm hierfür an Eigenkapital zur Verfügung steht. 

 

Die Beschränkung des Schuldzinsenabzugs ist nach Auffassung des Bundesfinanzhofs in seiner Ent-

scheidung vom 14.3.2018 im Wortlaut zu weit geraten, weil bei ihrer mechanischen Anwendung bereits 

ein betrieblicher Verlust ohne jede Entnahme zur teilweisen Versagung des Schuldzinsenabzugs führen 

könnte. Er begrenzt die nach den Überentnahmen ermittelte Bemessungsgrundlage der nicht ab-

ziehbaren Schuldzinsen auf den von 1999 (Beginn der Regelung des Schuldzinsenabzugsversa-

gens bei Überentnahmen)bis zum Beurteilungsjahr erzielten Entnahmenüberschuss und damit 

auf den Überschuss aller Entnahmen über alle Einlagen. So wird sichergestellt, dass ein in der To-

talperiode erwirtschafteter Verlust die Bemessungsgrundlage nicht erhöht und damit der Gefahr vorge-

beugt wird, dass ein betrieblicher Verlust ohne jede Entnahme zur teilweisen Versagung des Schuldzin-

senabzugs führen kann.  

 

Anmerkung: Die Entscheidung ist insbesondere für Einzelunternehmer und Personengesellschaften im 

Bereich des Mittelstands von großer Bedeutung. Da es gleichgültig ist, in welchem Jahr innerhalb der 

Totalperiode Gewinne oder Verluste erzielt sowie Entnahmen oder Einlagen getätigt wurden, ist der 

Steuerpflichtige zu einer vorausschauenden Planung seiner Entnahmen auch in Gewinnjahren veran-

lasst, damit diese sich nicht durch spätere Verluste in steuerschädliche Überentnahmen verwandeln. 

 

 

6. Ferienjobs und Saisonarbeiter als „kurzfristige“ Minijobs 
 

„Kurzfristige Minijobs“ sind begehrt bei Arbeitnehmern, insbesondere auch bei Ferienjobbern und 

deren Arbeitgebern. Die Versteuerung erfolgt grundsätzlich nach den individuellen Lohnsteuerabzugs-

merkmalen (Höhe der Steuer abhängig von der Steuerklasse der Aushilfe). Ausnahmsweise kann der 

Arbeitgeber die Lohnsteuer pauschal mit 25 % des Arbeitsentgelts zzgl. Solidaritätszuschlag und Kir-

chensteuer erheben, wenn bestimmte Voraussetzungen vorliegen.  

 

Sozialversicherungsrechtlich sind sie nicht – wie die regulären Minijobs – auf 450 € im Monat be-

grenzt; auf den Verdienst kommt es bei einem kurzfristigen Minijob auch nicht an. Sie sind in der 

Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung versicherungs- und beitragsfrei.  

 

Dafür gelten für diese Minijobber bestimmte Regeln: Ein kurzfristiger Minijob ist (bis einschließlich 

31.12.2018) von vornherein auf maximal 3 Monate begrenzt, wenn der Minijobber an mindestens 

5 Tagen pro Woche arbeitet, oder 70 Arbeitstage, wenn er regelmäßig weniger als an 5 Tagen wöchent-

lich beschäftigt ist.  

 

Verdient ein kurzfristig angestellter Minijobber monatlich über 450 €, muss der Arbeitgeber jedoch 

prüfen, ob der Minijobber eventuell berufsmäßig arbeitet. Berufsmäßig wird die Beschäftigung dann 

ausgeübt, wenn sie für die Aushilfe entscheidend zum Lebensunterhalt beiträgt und nicht von unterge-

ordneter wirtschaftlicher Bedeutung ist.  

 

Eine berufsmäßige Beschäftigung ist vom Arbeitgeber dann nicht zu prüfen, wenn der Verdienst der 

Aushilfe 450 € monatlich nicht überschreitet. Für diese Verdienstgrenze galt bisher, dass für befristete 



Beschäftigungen bis zu einem Monat ein anteiliger Wert von 450 € zu ermitteln war. Wurde beispiels-

weise ein Arbeitnehmer lediglich für 10 Tage innerhalb eines Monats beschäftigt, ergab sich daraus 

eine anteilige Verdienstgrenze von (450 € / 30 Tage x 10 Beschäftigungstage=) 150 €.  

 

Bitte beachten Sie! Das BSG hat dazu in seiner Entscheidung vom 5.12.2017 festgelegt, dass unab-

hängig von der Dauer des Arbeitseinsatzes der Aushilfe immer die monatliche Verdienstgrenze von 450 

€ gilt. Eine Umrechnung für Beschäftigungszeiträume von weniger als einem Monat ist nicht vorzu-

nehmen. Demnach kann ein Arbeitgeber seiner Aushilfe auch für wenige Tage bis zu 450 € zahlen und 

einen sozialversicherungsfreien kurzfristigen Minijob melden.  

 

 

7. Steuerermäßigung für Dienst- und Handwerkerleistungen außerhalb  

 des Hauses 

 
Nimmt ein Steuerpflichtiger sog. haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch, kann er diese steuerlich 

geltend machen. Dabei ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag um 20 %, höchstens 

4.000 € im Jahr. Das Gleiche gilt für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen für Renovie-

rungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen. In diesem Fall reduziert sich die Steuer um 20 % 

der Aufwendungen, höchstens jedoch um 1.200 € im Jahr. Die Ermäßigung gilt hier nur für Arbeitskos-

ten. 

 

Eine Voraussetzung ist, dass die Aufwendungen in einem in der Europäischen Union oder dem Europä-

ischen Wirtschaftsraum liegenden Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht werden. Dabei ist der Begriff 

„im Haushalt” nach Auffassung des Finanzgerichts (FG) Berlin-Brandenburg in seiner Entscheidung 

vom 27.7.2017 räumlich-funktional auszulegen. Deshalb werden die Grenzen des Haushalts nicht aus-

nahmslos durch die Grundstücksgrenzen abgesteckt. Vielmehr kann auch die Inanspruchnahme von 

Handwerkerleistungen, die jenseits der Grundstücksgrenze auf fremdem Grund erbracht werden, be-

günstigt sein. Es muss sich dabei allerdings um Leistungen handeln, die in unmittelbarem räumlichen 

Zusammenhang zum Haushalt durchgeführt werden und dem Haushalt dienen. Entsprechende Dienst- 

und Handwerkerleistungen sind folglich nicht nur anteilig, soweit sie auf Privatgelände entfallen, son-

dern in vollem Umfang begünstigt.  

 

Im entschiedenen Fall hat das FG die Aufwendungen für die Straßenreinigung als haushaltsnahe 

Dienstleitungen und für die Reparatur eines Hoftores als Handwerkerleistungen zugelassen. Das Hof-

tor wurde ausgebaut, in der Werkstatt des Tischlers repariert und sodann wieder eingebaut. Nach der 

bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, der sich das FG mit dieser Entscheidung anschloss, 

ist es ausreichend, wenn der Leistungserfolg in der Wohnung des Steuerpflichtigen eintritt. 

 

Anmerkung: Zu der Entscheidung wurde Revision beim Bundesfinanzhof (BFH) eingelegt, die dort 

unter dem Aktenzeichen VI R 4/18 anhängig ist. Betroffene Steuerpflichtige können gegen abschlägige 

Bescheide Einspruch einlegen und das Ruhen des Verfahrens bis zu einer endgültigen Entscheidung 

durch den BFH beantragen. 

 

 

8. Zielstrebigkeit bei der Ausbildung zur Erlangung des Kindergeldes  

 erforderlich 
 

Ein Anspruch auf Kindergeld für Kinder, die das 18., aber noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet 

haben, besteht dann, wenn sie für einen Beruf ausgebildet werden, sich in einer Übergangszeit von 

höchstens vier Monaten befinden oder eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht begin-

nen oder fortsetzen können. 

  

Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums wird ein Kind nur berück-

sichtigt, wenn es keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätigkeit mit bis zu 20 Stunden regel-



mäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstverhältnis oder ein geringfügiges Beschäfti-

gungsverhältnis sind unschädlich. 

 

Nunmehr hat der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 11.4.2018 entschieden, dass es sich bei einem Kind, 

das nach Beendigung der Ausbildung – im entschiedenen Fall zum Steuerfachangestellten – seine Be-

rufsausbildung mit weiterführendem Berufsziel „Staatlich geprüfter Betriebswirt“ und „Steuerfachwirt“ 

nicht zum nächstmöglichen Zeitpunkt fortführt, um eine Zweitausbildung handelt. In diesem Fall 

schließt eine mehr als 20 Wochenstunden umfassende Erwerbstätigkeit während der Zeit des Wartens 

auf den Antritt der Fachschulausbildung einen Kindergeldanspruch aus. 

 

Anmerkung: Eine „mehraktige“ Ausbildung und ein nachfolgender Abschluss in einem öffentlich-

rechtlich geordneten Ausbildungsgang kann Teil einer Erstausbildung sein. Der erste Abschluss muss 

sich als integrativer Bestandteil eines einheitlichen Ausbildungsgangs darstellen. Diese aufeinanderfol-

genden Ausbildungsgänge müssen aber –wie der BFH jetzt bestätigt – mit einer gewissen Zielstrebig-

keit absolviert werden, wenn ein Anspruch auf Kindergeld bestehen soll. 

 

 

9. Gutschriften auf einem Wertguthabenkonto zur Finanzierung des vorzeitigen  

 Ruhestands 
 

Entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung sieht der Bundesfinanzhof (BFH) in Gutschriften auf 

einem Wertguthabenkonto zur Finanzierung eines vorzeitigen Ruhestands keinen gegenwärtig zuflie-

ßenden Arbeitslohn. Diese sind deshalb erst in der Auszahlungsphase zu versteuern. Das gilt nach sei-

nem Urteil vom 22.2.2018 auch für Fremd-Geschäftsführer einer GmbH. 

 

Im entschiedenen Fall schloss der Geschäftsführer einer GmbH, an der er nicht beteiligt war, mit seiner 

Arbeitgeberin eine Wertguthabenvereinbarung zur Finanzierung für den vorzeitigen Ruhestand. Dafür 

verzichtete er auf die Auszahlung laufender Bezüge in Höhe von monatlich 6.000 €, die ihm erst in der 

späteren Freistellungsphase ausgezahlt werden sollten. Die GmbH unterwarf die Zuführungen zu dem 

Wertguthaben nicht dem Lohnsteuerabzug. Die Finanzverwaltung war demgegenüber der Meinung, die 

Wertgutschriften führten zum sofortigen Zufluss von Arbeitslohn. 

 

Der BFH bestätigte hingegen die Auffassung des Steuerpflichtigen. Dieser hat von der GmbH in Höhe 

der Gutschriften auf dem Wertguthabenkonto keine Auszahlungen erhalten und auch nach der Wertgut-

habenvereinbarung über die Gutschriften nicht verfügen können. 

 

Anmerkung: Nach Auffassung des BFH gilt dies auch für Fremd-Geschäftsführer einer Kapitalgesell-

schaft, die dem Grunde nach wie alle anderen Arbeitnehmer zu behandeln sind. Die bloße Organstel-

lung als Geschäftsführer ist für den Zufluss von Arbeitslohn ohne Bedeutung. Besonderheiten sind al-

lenfalls bei beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführern einer Kapitalgesellschaft gerechtfertigt. 

Hier wird man die Reaktion der Finanzverwaltung abwarten müssen. Inwieweit sich diese Entscheidung 

als sinnvolle Gestaltung zur nachgelagerten Besteuerung in einem Zeitraum, in dem meist geringere 

Einkünfte zu versteuern sind, erweist, bleibt abzuwarten. 

 

 

10. Gebrauchtwagenhändler umsatzsteuerlich als Kleinunternehmer zu  

 qualifizieren?  
 

Bei Kleinunternehmern wird die Umsatzsteuer nicht erhoben, wenn der Umsatz zzgl. Steuer im voran-

gegangenen Kalenderjahr 17.500 € nicht überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr 50.000 € 

voraussichtlich nicht übersteigen wird.  

 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) am 7.2.2018 entschiedenen Fall betrugen die Umsätze eines der 

Differenzbesteuerung unterliegenden Gebrauchtwagenhändlers bei einer Berechnung nach Verkaufs-

preisen 27.358 € (2009) und 25.115 € (2010). Der Steuerpflichtige ermittelte die Bemessungsgrundlage 



demgegenüber nach der Differenz zwischen Verkaufs- und Einkaufspreis (Handelsspanne) mit 17.328 € 

und 17.470 €. Er nahm deshalb an, dass er Kleinunternehmer im umsatzsteuerlichen Sinne sei und kei-

ne Umsatzsteuer schulde. Das Finanzamt folgte dem nicht und versagte die Anwendung der Kleinun-

ternehmerregelung. 
 

Der BFH tendiert in seinem Beschluss zur Ermittlung der betreffenden Umsatzgrößen, auf die Diffe-

renzbeträge abzustellen, hält jedoch eine Klärung durch den Europäischen Gerichtshof für erforderlich. 

Dieser soll jetzt klären, ob für die Kleinunternehmerregelung in Fällen der sog. Differenzbesteuerung 

auf die Handelsspanne abzustellen ist.  
 

Anmerkung: Der Vorlagebeschluss des BFH ist für die Umsatzbesteuerung im Handel mit gebrauchten 

Gegenständen von großer Bedeutung. 

 

 
11.  Einbauküche und Markisen unterfallen nicht der Grunderwerbsteuer 
 

Nach einer rechtskräftigen Entscheidung des Finanzgerichts Köln (FG) vom 8.11.2017 dürfen ge-

brauchte bewegliche Gegenstände, die mit einer Immobilie verkauft wurden, nicht der Grunderwerb-

steuer unterworfen werden. Voraussetzung ist, dass für werthaltige Gegenstände keine unrealistischen 

Kaufpreise festgelegt werden. 
 

Im entschiedenen Fall erwarb ein Steuerpflichtiger ein Einfamilienhaus für 392.500 €. Im notariellen 

Kaufvertrag wurde vereinbart, dass von dem Kaufpreis 9.500 € auf die mit verkaufte Einbauküche und 

Markisen entfielen. Das Finanzamt (FA) unterwarf auch diesen Teilbetrag der Grunderwerbsteuer. 
 

Das FG sah dies jedoch anders. In seiner Entscheidung führt es aus, dass die in einem Kaufvertrag ge-

sondert vereinbarten Kaufpreise grundsätzlich der Besteuerung zugrunde zu legen sind, solange keine 

Zweifel an deren Angemessenheit besteht.  
 

Anmerkung: Nach Auffassung des FG hat das FA den Nachweis zu erbringen, dass für die Gegenstän-

de keine realistischen Verkaufswerte angesetzt wurden. Zur Ermittlung des Werts sind weder die amtli-

chen Abschreibungstabellen noch die auf Verkaufsplattformen für gebrauchte Gegenstände geforderten 

Preise als Vergleichsmaßstab geeignet. 

 

 
12.  TERMINSACHE: Anträge für Vorsteuervergütungsverfahren bis 30.9.2018 

 stellen  
 

Wurden Unternehmer in 2017 im EU-Ausland mit ausländischer Umsatzsteuer belastet und möchten sie 

diese erstattet haben, muss der Antrag bis zum 30.9.2018 in elektronischer Form beim Bundeszentral-

amt für Steuern (BZSt) eingehen. 
 

Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inländischen Unternehmern unter bestimmten Voraussetzungen die 

dort gezahlte Umsatzsteuer. Ist der Unternehmer im Ausland für umsatzsteuerliche Zwecke nicht regis-

triert, kann er die Vorsteuerbeträge durch das Vorsteuervergütungsverfahren geltend machen. Die An-

träge sind elektronisch über das Onlineportal des BZSt einzureichen. Dies prüft, ob der Antragsteller 

zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, und entscheidet dann über die Weiterleitung des Antrags an den 

Erstattungsstaat. 
 

Anmerkung: Ob sich der administrative Aufwand lohnt, hängt sicherlich primär von der Höhe der 

gezahlten Vorsteuern ab. 

 

 
13. Neue EU-Pauschalreise-Richtlinie seit 1.7.2018 
 



Eine neue EU-Pauschalreise-Richtlinie greift die Tatsache auf, dass immer mehr Verbraucher einzelne 

Reiseleistungen kombinieren. Und dies nicht nur im Reisebüro, sondern auch immer häufiger über das 

Internet. In der Richtlinie ist klar geregelt, wann eine Pauschalreise vorliegt und wer Reisevermittler 

bzw. Reiseveranstalter ist. 

 
Die Richtlinie sieht unter anderem folgende Neuerungen vor: 

 

 Ausführlichere Informationen anhand einheitlicher Formulare. Neben dem Veranstalter hat auch der 

Reisevermittler Informationspflichten. 

 Der Reisende kann ab einer Preiserhöhung von mehr als acht Prozent vom Vertrag zurücktreten. Der 

Reiseveranstalter darf den Preis bis zu 20 Tage vor Reisebeginn erhöhen – jedoch wie bisher nur aus 

bestimmten im Gesetz festgelegten Gründen. 

 Veränderungen der vertraglichen Reiseleistung, auf die der Reisende trotz entsprechender Mittei-

lung des Veranstalters nicht reagiert, gelten als angenommen. Voraussetzung ist aber, dass der Rei-

sende über die Gründe dafür und über sein Recht vom Vertrag zurückzutreten informiert wurde. 

 Das bewährte Gewährleistungsrecht bei Mängeln wird übersichtlicher. So ist etwa abschließend 

aufgezählt, in welchen Fällen sich Veranstalter bei Schadensersatzansprüchen des Reisenden entlas-

ten können. Für Veranstalter ist es außerdem kaum noch möglich, die Haftung in ihren Vertragsbe-

dingungen zu beschränken. 

 Können Reisende wegen unvermeidbarer, außergewöhnlicher Umstände nicht wie vereinbart zu-

rückbefördert werden, hat der Reiseveranstalter neben den Kosten einer vereinbarten Rückbeförde-

rung auch die Kosten für die weitere Beherbergung des Reisenden für bis zu drei Übernachtungen 

zu tragen, ggf. auch länger. 

 Der Reisende kann Ansprüche wegen Reisemängeln jetzt innerhalb von zwei Jahren geltend ma-

chen. Es genügt, wenn der Urlauber die Mängel gegenüber dem Reisevermittler anzeigt. Sie muss 

nicht mehr gegenüber dem Reiseveranstalter oder einer von ihm benannten Stelle erfolgen. 

 

Neue Kategorie „Verbundene Reiseleistung“ 

 

 Pauschalreisende sind bei Mängeln oder wenn der Reiseveranstalter pleitegeht, gut abgesichert – 

gleich ob bei Buchung im Reisebüro oder online. 

 Werden mehrere Reiseleistungen innerhalb kurzer Zeit für dieselbe Reise vermittelt – beispielsweise 

ein Mietwagen, die Unterkunft, ein besonderer Ausflug vor Ort –, ist das nicht zwangsläufig eine 

Pauschalreise. Hierfür wird die neue Kategorie der „verbundenen Reiseleistungen“ eingeführt. 

 

Basisschutz „Verbundene Reiseleistung“ 

 

 Der Vermittler – ob stationäres Reisebüro oder Onlineportal – ist zur vorvertraglichen Information 

verpflichtet. Etwa darüber, ob es sich um eine Pauschalreise oder eine verbundene Reiseleistung 

handelt. Er muss sich gegen Insolvenz absichern, wenn die Zahlungen des Kunden direkt an ihn ge-

hen. Wegen Reisemängeln muss der Reisende sich jedoch – anders als bei einer Pauschalreise, bei 

der der Veranstalter haftet – an den jeweiligen Leistungserbringer (wie zum Beispiel die Autover-

mietung) wenden. 

 Bei der verbundenen Reiseleistung müssen die Anbieter separate Rechnungen für die einzelnen 

Leistungen erstellen. Der Bezahlvorgang kann gemeinsam erfolgen. 

 Bei verbundenen Online-Buchungen kann jedoch auch eine Pauschalreise vorliegen. Etwa wenn ein 

Flugportal nach der Flugbuchung noch ein Hotel anbietet, indem es auf die Webseite des Hotelan-

bieters verlinkt, die Daten des Urlaubers überträgt und dieser innerhalb von 24 Stunden dort bucht 

(sog. Click-through-Buchung). 

 

 

Keine Pauschalreise bei Ferienhaus und Kaffeefahrt 

 



 Aufenthalte in Ferienhäusern und -wohnungen, die von Reiseveranstaltern oder -agenturen angebo-

ten werden, sind künftig keine Pauschalreisen mehr. Das gilt ebenso für Kaffeefahrten unter 500 €.  

 

 Auch bei Anmietung eines Ferienhauses oder einer Busbeförderung bei einem Ausflug kommt ein 

Vertrag zwischen Anbieter und Kunde zustande. Betroffene können deshalb grundsätzlich Gewähr-

leistungsrechte geltend machen. 

 

 

14.  Einstellung von Langzeitarbeitslosen – Lohnkostenzuschüsse ab 1.1.2019 
 

Mit dem Gesetz zur Schaffung neuer Teilhabechancen für Langzeitarbeitslose führt die Bundesregie-

rung neue Lohnkostenzuschüsse im Sozialgesetzbuch II ein. Das Gesetz soll ab 1.1.2019 in Kraft treten.  

 

 Arbeitgeber können einen Lohnkostenzuschuss erhalten, wenn sie sehr schwer vermittelbare 

Langzeitarbeitslose sozialversichert einstellen. Dazu gehören Personen, die mindestens 25 Jahre alt 

sind und seit mindestens sieben Jahren Arbeitslosengeld II erhalten. Der Zuschuss wird für maximal 

fünf Jahre gezahlt. Er beträgt in den ersten zwei Jahren 100 % des gesetzlichen Mindestlohns. Da-

nach sinkt er um 10 Prozentpunkte pro Jahr. 

 

 Lohnkostenzuschüsse soll es auch geben, wenn Personen beschäftigt werden, die mindestens zwei 

Jahre arbeitslos sind. Ihre Arbeitslosigkeit soll sich nicht noch weiter verfestigen.  Das geförderte 

Arbeitsverhältnis muss für mindestens zwei Jahre geschlossen werden. Der Zuschuss beträgt im 1. 

Jahr 75 %, im 2. Jahr 50 %. Maßgeblich ist in diesem Fall das tatsächliche Arbeitsentgelt. 

 

 

15.  Vorteile für den Verbraucher durch das Gesetz zur Musterfeststellungsklage 
 

Der Bundestag hat am 14.6.2018 das Gesetz zur Musterfeststellungsklage beschlossen, welches zum 

1.11.2018 in Kraft tritt. Mit der Einführung der Musterfeststellungsklage sollen anerkannte und beson-

ders qualifizierte Verbraucherverbände gegenüber einem Unternehmen in die Lage versetzt werden, 

zentrale Haftungsvoraussetzungen für alle vergleichbar betroffenen Verbraucher in einem einzigen 

Gerichtsverfahren verbindlich klären lassen zu können, ohne dass diese zunächst selbst klagen müssen. 

 

Das Gesetz sieht vor, dass die Verbraucherverbände strenge Voraussetzungen erfüllen müssen, damit 

gewährleistet ist, dass das Musterfeststellungsverfahren sachgerecht geführt wird und die Interessen der 

Verbraucher tatsächlich berücksichtigt werden. 

 

Sind mindestens zehn Verbraucher von demselben Fall betroffen, soll die Klage von einem entspre-

chenden Verbraucherverband erhoben werden können. Auf Veranlassung des Gerichts wird die Klage 

dann in einem Klageregister, das zum 1.11.2018 beim Bundesamt für Justiz eingerichtet wird, öffent-

lich bekannt gemacht. Hier sollen betroffene Verbraucher insbesondere ihre Ansprüche gegenüber dem 

beklagten Unternehmen anmelden können. 

 

Die Anmeldung bietet den Verbrauchern zwei Vorteile: Zum einen wird die Verjährung der Ansprüche 

ab Erhebung der Klage gehemmt; zum anderen entfalten die Feststellungen des Urteils für das Unter-

nehmen und die angemeldeten Verbraucher Bindungswirkung.  

 

Melden sich innerhalb von zwei Monaten mindestens 50 betroffene Verbraucher an, wird das Verfah-

ren durchgeführt. Die Musterfeststellungsklage kann entweder durch ein Urteil oder durch einen Ver-

gleich beendet werden. Im Anschluss können die angemeldeten Verbraucher dann unter Berufung auf 

das Urteil oder den Vergleich ihre individuellen Ansprüche durchsetzen. 

 

 

16.  Entschädigung wegen Vereitelung einer gebuchten Kreuzfahrt 
 



In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 29.5.2018 entschiedenen Fall verlangte ein Ehepaar auf-

grund einer von einem Reiseveranstalter kurzfris-tig abgesagten Reise (Karibikkreuzfahrt) von diesem 

die Rückerstattung des Reisepreises, die Erstattung der Mehrkosten der Ersatzreise und Schadensersatz 

wegen vertaner Urlaubszeit in Höhe des vollen Reisepreises (hier: ca. 5.000 €). Als Ersatz hatte das 

Ehepaar eine Reise mit einem Mietwagen durch Florida unternommen. 

 

Die BGH-Richter kamen jedoch zu dem Entschluss, dass bei einer ausgefallenen Reise nicht stets eine 

Entschädigung in Höhe des vollen Reisepreises als angemessen anzusehen ist. Wird dagegen die Reise 

wegen Mängeln der Leistung des Veranstalters so erheblich beeinträchtigt, dass der Erfolg der Reise 

(nahezu) vollständig verfehlt wurde, ist regelmäßig eine Entschädigung in Höhe des vollen Reisepreises 

angemessen. 

 

Die Beeinträchtigung kann bei groben Mängeln der Reiseleistung erheblich größer sein, als wenn die 

Reiseleistung bei einer Vereitelung der Reise überhaupt nicht erbracht wird. Da maßgeblich auf den 

dem Reisenden durch die Vereitelung der Reise entgangenen Nutzen abzustellen ist, ist es für die Höhe 

der Entschädigung auch unerheblich, wie der Reisende im Falle einer vereitelten Reise die vorgesehene 

Reisezeit verbracht hat. 

 

Im entschiedenen Fall war die Entschädigung mit etwa 73 % des Reisepreises zu bemessen. Mit dem 

völligen Ausfall der Reise wurden zwar die Erwartungen der Reisenden enttäuscht, sie konnten aber 

damit über ihre Zeit frei verfügen. 

 

 

17.  Verspätetes Einfinden bei der Sicherheitskontrolle – Flugzeug verpasst 
 

In einem Fall aus der Praxis begab sich eine Familie gegen 4.00 Uhr am Flughafen zum Sicherheitskon-

trollpunkt in einem Terminal des Flughafens Frankfurt am Main, um eine Urlaubsreise anzutreten. Der 

planmäßige Abflug war um 4.55 Uhr. Bei der Röntgenkontrolle des Handgepäcks hatte das Sicherheits-

personal den Verdacht, dass sich darin eine Bombe, Sprengstoff oder Sprengstoffspuren befanden. Das 

Gepäckstück wurde erneut kontrolliert und im Röntgentunnel vor- und zurückgefahren. Als sich her-

ausstellte, dass der Verdacht unbegründet war, durfte die Familie die Sicherheitskontrolle um 4.40 Uhr 

passieren. Zu diesem Zeitpunkt war das „Boarding“ (Start: 4.30 Uhr) für den gebuchten Flug bereits 

abgeschlossen und das Flugzeug befand sich auf dem Rollfeld. Der Mann verlangte nun die Erstattung 

der Aufwendungen für den Kauf von Ersatztickets. 

 

Der Bundesgerichtshof entschied dazu mit Urteil vom 14.12.2017, dass die Familie keinen Erstattungs-

anspruch hat. Jeder Passagier muss einen ausreichenden „Zeitpuffer“ für die Sicherheitskontrollen am 

Flughafen einkalkulieren, da diese von ihm und den Sicherheitsmitarbeitern nicht vollständig beein-

flussbaren Betriebsabläufe einen erheblichen Zeitraum in Anspruch nehmen können. Hierauf hat er sich 

einzustellen. 

 

Derjenige, der erst eine knappe Stunde vor dem Abflug und eine halbe Stunde vor dem „Boarding“ bei 

der Sicherheitskontrolle eintrifft, begibt sich in die von vornherein vermeidbare Gefahr, infolge einer 

sachgemäß verlaufenden Handgepäckkontrolle seinen Flug zu verpassen. Der für diese Kontrolle dann 

noch zur Verfügung stehende Zeitraum ist üblicherweise äußerst knapp bemessen und mit unnötiger 

Verspätungsgefahr verbunden. Verwirklicht sich diese Gefahr, so hat der Passagier die hieraus folgen-

den Nachteile zu tragen, da er die Gefahrenlage und das mit ihr verbundene Verspätungsrisiko maßgeb-

lich mit geschaffen hat. 

 

 

18.  D&O deckt nicht GmbH-Geschäftsführerhaftung 
 

Bei einer D&O-Versicherung handelt es sich um eine Vermögensschadenhaftpflichtversicherung, die 

ein Unternehmen für seine leitenden Angestellten und Organe abschließt. Sie ist der Art nach den Be-

rufshaftpflichtversicherungen zuzuordnen und ist eine Versicherung zugunsten Dritter. Der Versiche-



rungsschutz gilt nur für die Organe und Manager des Unternehmens, nicht aber für das Unternehmen 

selbst. 

 

Nach dem GmbH-Gesetz hat ein Geschäftsführer für Zahlungen persönlich einzustehen, die trotz Ein-

tritt der Zahlungsunfähigkeit oder der Feststellung der Überschuldung der Gesellschaft geleistet worden 

sind. Das Oberlandesgericht Düsseldorf (OLG) hatte nun zu entscheiden, ob in einem solchen Fall eine 

bestehende D&O-Versicherung den Schaden abdeckt. 
 

Es handelt sich nach Auffassung des OLG hier um keinen von der D&O-Versicherung erfassten An-

spruch. Der Haftungsanspruch gemäß des GmbH-Gesetzes ist mit dem versicherten Anspruch auf 

Schadensersatz wegen eines Vermögensschadens nicht vergleichbar. Es handelt sich vielmehr um einen 

„Ersatzanspruch eigener Art“, der allein dem Inter-esse der Gläubigergesamtheit eines insolventen Un-

ternehmens dient. Die Gesellschaft erleidet schließlich durch insolvenzrechtswidrige Zahlungen nach 

Insolvenzreife keinen Vermögensschaden, da ja eine bestehende Forderung beglichen wird. Nachteilig 

wirke sich die Zahlung an bevorzugte Gläubiger nur für die übrigen Gläubiger aus. Die D&O-

Versicherung ist jedoch nicht auf den Schutz der Gläubigerinteressen ausgelegt.  
 

 

19.  Rückabwicklung eines Kaufvertrags im Wege des „großen Schadensersatzes“ 
 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch kann der Käufer einer mangelhaften Sache statt zurückzutreten den 

Kaufpreis durch Erklärung gegenüber dem Verkäufer mindern. Damit soll dem möglichen Käuferinte-

resse Rechnung getragen werden, die mangelhafte Sache zu behalten und (statt den Kaufvertrag rück-

abzuwickeln) durch Herabsetzung des Kaufpreis eine angemessene Balance zwischen Leistung und 

Gegenleistung wiederherzustellen. Da es sich bei der Minderung um ein Gestaltungsrecht handelt, mit 

welchem der Käufer durch einseitiges Rechtsgeschäft eine Änderung des Vertragsverhältnisses unmit-

telbar herbeizuführen vermag, ist dieser ab Eintritt der besagten Gestaltungswirkung (Herabsetzung des 

Kaufpreises) an die von ihm erklärte Minderung gebunden. 
 

Aufgrund dieser Regelung kamen die Richter des Bundesgerichtshofs zu der Entscheidung, dass es 

einem Käufer verwehrt ist, im Anschluss an eine von ihm gegenüber dem Verkäufer bereits wirksam 

erklärte Minderung des Kaufpreises unter Berufung auf denselben Mangel anstelle oder neben der 

Minderung sog. „großen Schadensersatz“ und damit die Rückabwicklung des Kaufvertrags zu verlan-

gen. 
 

 

20.  Einführung einer Brückenteilzeit 
 

Das Bundeskabinett hat am 13.6.2018 dem Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts 

und zur Einführung einer Brückenteilzeit zugestimmt. Es soll zum 1.1.2019 in Kraft treten. Dieser Ent-

wurf sieht eine Ergänzung des Teilzeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG) um einen Rechtsanspruch auf 

zeitlich begrenzte Teilzeit vor. Eine Rückkehr nach der Teilzeitphase zu der vorherigen Arbeitszeit soll 

dadurch ermöglicht werden. 

 

Voraussetzung für die neue Brückenteilzeit ist: 

 Der Arbeitgeber beschäftigt in der Regel mehr als 45 Arbeitnehmer. 

 Das Arbeitsverhältnis besteht länger als sechs Monate. 

 Der Arbeitnehmer stellt beim Arbeitgeber einen Antrag, die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit 

(Vollzeit- oder bisherige Teilzeitarbeit) für einen bestimmten Zeitraum, der zwischen einem und 

fünf Jahren liegt, zu verringern. 

 Es müssen keine bestimmten Gründe (z. B. Kindererziehung, Pflege) vorliegen. 

 Der Antrag wird mindestens drei Monate vor Beginn der gewünschten Verringerung in Textform 

gestellt. 

 Es stehen keine betrieblichen Gründe, die die Organisation, den Arbeitsablauf oder die Sicherheit im 

Betrieb wesentlich beeinträchtigen, entgegen. 



 Für Arbeitgeber, die zwischen 46 und 200 Arbeitnehmer beschäftigen, gilt eine besondere Zumut-

barkeitsgrenze: Selbst wenn die übrigen Voraussetzungen vorliegen, müssen diese Arbeitgeber nur 

einem pro angefangenen 15 Arbeitnehmern den Anspruch auf Brückenteilzeit gewähren. 

 

Arbeit auf Abruf: Neben den Regelungen zur Rückkehr in Vollzeit sieht der Gesetzentwurf auch Än-

derungen bei der Arbeit auf Abruf vor. Grundsätzlich müssen Arbeitnehmer mit ihrer Arbeitszeit und 

mit ihrem Einkommen planen können. Wer auf Abruf arbeiten muss, kann das nur bedingt. Flexibel auf 

Auftrags- und Personallage reagieren zu können ist gleichwohl für Unternehmen wichtig. Wenn keine 

bestimmte Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit vereinbart ist, gelten künftig 20 – statt bisher 10 – 

Stunden/Woche als vereinbart. Zudem werden Grundsätze für einen angemessenen Ausgleich zwischen 

den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen gesetzlich festgeschrieben. 

 

 

21.  Kündigung wegen eigenmächtiger Urlaubsnahme 
 

In einem vom Landesarbeitsgericht Düsseldorf (LAG) entschiedenen Fall war eine Frau seit dem 

1.8.2014 als Junior Business Excellence Manager mit Controlling-Tätigkeiten in einem Unternehmen 

beschäftigt. Berufsbegleitend absolvierte sie ein Masterstudium „BWL Management“, das sie am 

21.6.2017 erfolgreich abschloss. Im Hinblick auf die Prüfung hatte die Arbeitnehmerin für den Don-

nerstag und Freitag (22. und 23.6.2017) genehmig- 

ten Urlaub. 

 

Am Montag, den 26.6.2017 erschien sie jedoch nicht im Betrieb, sondern schickte um 12.04 Uhr eine 

E-Mail mit dem Betreff „Spontan-Urlaub“ an ihren Vorgesetzten. In dieser Mail teilte sie mit, dass sie 

wegen ihrer bestandenen Prüfung von ihrem Vater mit einem Aufenthalt auf Mallorca überrascht wor-

den sei und in der Euphorie und Eile keine Möglichkeit gehabt hätte, ihre Abwesenheit an ihrem Rech-

ner zu vermerken. Sie werde in der Zeit vom 26.6.2017 bis zum 30.6.2017 abwesend sein und bat um 

eine kurze Rückmeldung. Um 17.02 Uhr antwortete der Vorgesetzte per E-Mail, dass die Anwesenheit 

der Arbeitnehmerin aus dringenden betrieblichen Gründen erforderlich sei.  

 

Er bot ihr an, Freitag sowie Montag und Dienstag der nächsten Woche frei zu nehmen. Am Dienstag, 

den 27.06.2017 um 09.26 Uhr antwortete die Arbeitnehmerin per E-Mail, dass sie sich bereits seit dem 

Wochenende auf Mallorca befinde und keine Möglichkeit bestünde, ins Büro zu kommen, was sie auch 

nicht tat. Am Montag, den 3.7.2017 erschien sie ebenfalls nicht. Daraufhin kündigte der Arbeitgeber 

nach Anhörung des Betriebsrats fristgerecht zum 31.8.2017. 

 

Grundsätzlich stellt die eigenmächtige Inanspruchnahme von Urlaub einen Kündigungsgrund dar, der 

an sich sogar eine fristlose Kündigung rechtfertigt. Die Richter des LAG stellten fest, dass auch hier ein 

Kündigungsgrund gegeben ist. Spätestens ab dem Dienstag hatte die Frau ernsthaft zu erkennen gege-

ben, dass sie an dem eigenmächtig genommenen Urlaub festhalten und nicht zur Arbeit kommen werde. 

Damit hat sie die falschen Prioritäten gesetzt und ihre vertragliche Pflicht zur Arbeit beharrlich verletzt. 

 

 

22.  Rückzahlung einer tarifvertraglichen Sonderzuwendung bei Ausscheiden  

 im Folgejahr  
 

Mit seinem Urteil vom 27.6.2018 entschied das Bundesarbeitsgericht (BAG), dass in Tarifverträgen der 

Anspruch auf eine jährliche Sonderzahlung vom Bestand des Arbeitsverhältnisses zu einem Stichtag 

außerhalb des Bezugszeitraums im Folgejahr abhängig gemacht werden kann.  

 

Im entschiedenen Fall sah der Tarifvertrag vor, dass der Arbeitnehmer einen Anspruch auf eine bis zum 

1.12. zu zahlende Sonderzuwendung hat. Diese dient auch der Vergütung für geleistete Arbeit. Die 

Sonderzuwendung ist vom Arbeitnehmer zurückzuzahlen, wenn er in der Zeit bis zum 31.3. des folgen-

den Jahres aus eigenem Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Beschäftigungsverhältnis aus-



scheidet. Im Oktober 2015 kündigte der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis zum 31.12.2015. Die be-

reits vom Arbeitgeber geleistete Sonderzuwendung verlangte dieser zurück. 

 

Die Rückzahlungsverpflichtung des Arbeitnehmers, die sich aus der tarifvertraglichen Stichtagsrege-

lung ergibt, verstößt nach Auffassung des BAG nicht gegen höherrangiges Recht. Die tarifvertragliche 

Regelung greift zwar in die Berufsfreiheit der Arbeitnehmer ein. Die Einschränkung der Berufsfreiheit 

der Arbeitnehmer ist hier aber noch verhältnismäßig. Die Grenzen des gegenüber einseitig gestellten 

Regelungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen erweiterten Gestaltungsspielraums der Tarifver-

tragsparteien sind nicht überschritten. 

 

 

 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 % 
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2018: Juli = 111,6; Juni = 111,3; Mai = 111,2; April = 110,7; März = 110,7; 
Februar = 110,3; Januar = 109,8 

2017: Dezember = 110,6; November = 109,9Oktober = 109,6;  
September = 109,6; August = 109,5; Juli = 109,4Juni = 109,0 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 

 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/kpre510.html

